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Stücklen, Unertl und Genossen 
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Die Bundesregierung teilt die in der Kleinen Anfrage 36 vertretene 
Rechtsauffassung nicht, wonach die Bestimmungen, die in der öffent- 
lichen Fürsorge für Inländer erlassen sind, auch für ausländische 
Staatsangehörige gelten sollen. Die in der Anfrage angeführten 
Gesetze der Militärregierungen enthalten lediglich ein Verbot der 
unsachgemäßen Zurücksetzung bestimmter Personengruppen, z. B. 
wegen ihrer politischen Einstellung, ihrer Religions- oder Rassen- 
zugehörigkeit oder wegen ihrer Ausländereigenschaft als solcher. 
Die genannten Bestimmungen bedeuten aber nicht, daß alle Leistungen 
der öffentliche Fürsorge schlechthin allen Ausländern gewährt werden 
müssen. 

Die Fürsorge für Ausländer richtet sich nach § 34 der Reichsgrund- 
sätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge 
vom 4. Dezember 1924. Hiernach sind die Fürsorgeverbände ver- 
pflichtet, Ausländern im Falle der Hilfsbedürftigkeit den notwen- 
digen Lebensunterhalt, insbesondere Unterkunft, Nahrung, Kleidung 
und Pflege, sowie Krankenhilfe, nötigenfalls auch Bestattungsaufwand, 
zu gewähren. Zur Gewährung anderer Leistungen der Fürsorge 
an Ausländer besteht keine Verpfliclnung, soweit dies nicht ein Ge- 
setz oder ein Staatsvertrag ausdrücklich vorsieht. 

Fürsorgerechtlich den Inländern gleichgestellt sind nach dem Gesetz 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 (BGBl. I S. 269) und dem Abkommen über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBl. 1953 IIS. 559) 
die dort genannten Personengruppen in dem jeweilig bestimmten 
Umfange. Durch die Deutsch-Schweizerische Fürsorgevereinbarung 
vom 14. Juli 1952 ist die Inländerbehandlung der beiderseitigen 
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Staatsangehörigen wechselseitig sichergestellt. Einer seit Menschen- 
altern bestehenden Übung folgend, werden österreichische Staats- 
angehörige auf dem Gebiet der Fürsorge in Deutschland nahezu 
allgemein wie Inländer behandelt, obwohl ein Vertrag hierüber zur 
Zeit nicht besteht. 

Im Hinblick darauf, daß au'di in Deutschland Ausländern nicht 
allgemein Inländerbehandlung auf dem Gebiet der Fürsorge zusteht, 
dürfte sich die Beantwortung der ersten Frage erübrigen. Hierzu 
liegt der Bundesr-egierung ausreichendes Material nicht vor. 

Die Bundesregierung war beteiligt an den vorbereitenden Verhand- 
lungen für ein Europäisches Fürsorgeabkommen, das am 1 1 . De- 
zember 1953 in Paris von den Mitgliedern des Europarates unter- 
zeichnet worden ist. In diesem Abkommen, das in Kürze dem 
Bundestag zur Herbeiführung seiner Zustimmung vorgelegt werden 
wird, ist die Inländerbehandlung auf dem gesamten Gebiet der 
Fürsorge einschließlich der Tuberkulosehilfe und ähnlicher Leistungen 
wechselseitig von allen Mitgliedsregierungcn des Europaraces für 
die Angehörigen ihrer Staaten mit nur unwesentlichen Einschrän- 
kungen vereinbart, in einer formlosen Vereinbarung mit der 
Niedcrländisdien Relchsarmcnverwaltung ist die Inländcrbehandlung 
der beiderseitigen Staatsangehörigen im Vorgriff auf die bevor- 
stehende Anwendung des Europäischen Fürsorgeabkommens fest- 
gelegt worden. 


Dr. Schröder 



